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Der blockierte Wirtschaftsmotor -
Die Vereinigung als Investitionsprozeß

Horst/Siebert

Die Statistiken sagen nicht die ganze Wahrheit: Beschäftigungsgesell-
schaften schönen das Bild des Arbeitsmarktes, die Treuhand hütet
unbrauchbare Betriebe. Aus vermeintlich sozialen Gründen wird der
Prozeß der Anpassung der ostdeutschen Wirtschaft an die Bedingungen
des Weltmarktes erschwert. Manche Politiker und Gewerkschaftler wür-
den die ehemalige Planwirtschaft am liebsten zum Schrebergartengelände
staatlicher Strukturpolitik erklären. Professor Horst Siebert, Präsident des
Kieler Instituts für Weltwirtschaft und Mitglied des Sachverständigenra-
tes, sieht in solchen Versuchen das größte wirtschaftspolitische Risiko
dieser Monate. Er warnt davor, die Chancen der Investition und der
Innovation zu verschütten, die sich seiner Meinung nach aus dem Pro-
zeß der Vereinigung mit Sicherheit ergeben, wenn Politiker und Tarifpar-
teien keine falschen Signale setzen. (FAZ vom 14. 9. 1991)

Am 3. Oktober 1991 jährte sich der Tag der deutschen Vereinigung. Die
Wirtschafts- und Währungsunion war schon vorher vollzogen worden. Der
Übergang von der Planwirtschaft zur Marktwirtschaft hat gewaltige Um-
stellungen zur Folge: Für die Menschen brachen gewohnte Strukturen
zusammen, und die wirtschaftlichen Bedingungen, etwa bei der Arbeit, haben
sich grundlegend verändert; das erworbene Humankapital, die Fertigkeiten
und Fähigkeiten, paßt nicht in die neue Situation.

Für die alten Unternehmen, die Dinosaurier aus der Zentralplanung,.war..
djrJUbjer.gang.zur Marktwirtschaft ein Schock: Produkte waren nicht mehr
.absetzbar, die Produktionskosten .zu- hoch,.-und- der- Kapitalstock, wurde,
.obsolet^ Sie" Industrie der neuen Bundesländer muß ypn^Grjmjd_aufjieu
aufgebaut werden.
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Bei der gesamtwirtschaftlichen Produktion ist nun der Talgrund erreicht. Im
zweiten Quartal 1991 haben sich die gesamtwirtschaftliche und die industriel-
le Produktion stabilisiert. Der Produktionseinschränkung in einigen Berei-
chen steht eine Expansion in anderen Sektoren gegenüber. Eindeutig positi-
ve, und zwar zweistellige Zahlen werden im zweiten Halbjahr 1991 für die
Umsätze des Bausektors, im Handwerk, für Banken und Versicherungen und
für die Dienstleistungen allgemein erwartet. Die Beschäftigung reagiert
später als die Produktion, und es ist mit einem weiteren Einbruch der
Beschäftigung zu rechnen. Die neu angemeldeten Unternehmen (270.000
netto in der Zeit von Juli 1990 bis Juni 1991) sind ebenso wie die mittlerwei-
le zahlreichen Beispiele größerer Investitionsprojekte auf der grünen Wiese
(Mercedes in Ludwigsfelde, Opel bei Eisenach, Volkswagen in Zwickau)
positive Signale. Die Wanderung mit monatlich zehntausend Personen, im
übrigen nicht alle Arbeitnehmer, ist bei 7,2 Millionen Arbeitnehmern eher
normal. Dies gilt auch für die 300.000 Pendler nach West-Berlin und nach
Westdeutschland.

Au£ mittlereund auf längere Frist werden sich beim Aufbau der neuen
WjrtschaftsmascKnelinlOitideijtschland d

internationale Arbeitsteilung, die KapitaTbüHung-
.und diejieue Wirtschaftsordnung.^

Die neuen Bundesländer werden in die internationale Arbeitsteilung ein-
bezogen, und daraus erwachsen ähnlich wie für Westdeutschland seit 1948
Gewinne aus dem Außenhandel. Es wird eine Reihe von Produktionen in
den neuen Bundesländern geben, die den Weltmarkt beliefern. Mehr als die
Hälfte des Handels zwischen Industrienationen ist heute der Handel mit den
Produkten des gleichen Sektors, sogenannter intraindustrieller Handel. Es
wird deshalb durchaus normal sein, daß Länder wie Sachsen und Thüringen
Produkte des Maschinenbaus importieren, aber auch (andere) Produkte des
Maschinenbaus exportieren. Auch peuj^hj^mdjir^gesam^gewmnt aus dieser
neuen Arbeitsteilung, jdj^jwei^j/ojkswirtschaftenjtniteinander verschmelzen:
das reichlich rniLKapitalkund_Xe„chnglogie:ausgel^Fte2Welf3eujschiandjni3"
dänfeichlich mit,qualifizierterArbeit-.und\mit,Land.versehene.Ostdeutsch"
länc

Ein leistungsfähiger Markt für Wagniskapital

Der obsolete Kapitalstock in Ostdeutschland muß neu aufgebaut werden.
Rechnet man den westdeutschen Kapitalstock der privaten Wirtschaft von 4,4
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Billionen DM auf Ostdeutschland gemäß dem Bevölkerungsanteil von 26
Prozent hoch, so werden die neuen Bundesländer nach Ablauf des Anpas-
sungsprozesses einen Kapitalstock der privaten Wirtschaft (ohne Wohnun-
gen, ohne staatliche Infrastruktur, ohne Bereinigung der Altlasten im Um-
weltbereich) von 1,1 Billionen DM haben. Dies ist zugleich eine Obergrenze
für die erforderlichen Investitionen, von der der Wert des nicht obsolet
gewordenen ostdeutschen Kapitals abzuziehen ist. EinejCapitalakkumulation
besonders dieses Ausmaßes ist immer mit hohen Wachstumsraten des
Brutto-Sozial-Produkts verbünden. — — — - = *•".«»—„ , „,

Schließlich wird die Marktwirtschaft die richtigen Anreize setzen: für die
Arbeitnehmer, weil Leistung und Lohn enger beieinander liegen, und für die
Unternehmer, weil Gewinne als Motor wirken.

Diese Grundfaktoren können nicht schlagartig Schubkraft entfalten: Ins-
besondere Reaktionen auf der Angebotsseite wie die Entwicklung neuer
Produkte, der Aufbau eines neuen Vertriebssystems, die Umstrukturierung
eines Unternehmens und die Ausreifungszeit einer größeren Investition auf
der grünen Wiese brauchen Zeit. Wir wissen dies beispielsweise aus den
beiden Erdölkrisen, als einige Jahre verstrichen, bis das Nordsee- und das
Alaska-Öl das Angebot auf den Weltmärkten vergrößerten.

Zu diesem Zeitbedarf der Anpassung treten bei Übergang von der Zentral-
planwirtschaft zur Marktwirtschaft aber zusätzliche Faktoren, die die Ent-
wicklung hemmen.

Die Unsicherheit über die Eigentumsverhältnisse,, hat bis März 1991 die
Privatisierung durch die Treuhand bei solchen Objekten eingefroren, bei
denen Alteigentümer, wenn auch nur mit einer Parzelle des zu privatisieren-
den Unternehmens, berührt wurden. Das neue Vermögensgesetz räumt der
Investition und der Beschäftigung Vorrang ein. Es ist offen, ob diese Rege-
lung von den Gerichten akzeptiert wird und ob das Gesetz zu Kompensa-
tionszahlungen und damit einer Einigung widerstreitender Parteien führt.

Unabhängig von der Privatisierung der Unternehmen warten noch 1,2 Millio-
nen Anträge auf Wiedereinsetzung in das ehemalige Immobilieneigentum auf
eine administrative Entscheidung. In Dresden liegen 40.000 Anträge vor, von
denen 200 bearbeitet sind. Hier bewegt sich so schnell nichts, und ohne klar
und eindeutig etablierte Eigentumsrechte, ohne Eintragung ins Grundbuch,
wird nicht investiert. Der erforderliche Investitionsstrom muß kräftig genug
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sein, um sich an anderer Stelle Bahn zu verschaffen. Weitere Engpässe sind
die erst langsam in Gang-kommende Verwaltung..in^Ländern. Kreisen und
G^mjänden^feUendejGjew.erhgflächenjund diejnangejnde Infrastruktur, etwa
im Verkehrs- und Kommunikationsbereich. Diese Flaschenhälse blockieren
den noch aufzubauenden Wirtschaftsmotor und lassen das mittelfristig
vorhandene Potential an Wachstum und Entwicklung nicht richtig zur Entfal-
tung kommen.

Die entscheidende Aufgabe der Wirtschaftspolitik lautet also,die Investi-
tionshemmnissjLaus dem Wgg^u^schaffen.

Die Treuhandanstalt muß die Privatisierung nach Möglichkeit intensivieren.
Das Initiativrecht der einzelnen Unternehmen, sich durch Nachweis eines
Käufers oder durch "Buy outs" oder "Buy ins" zu privatisieren, sollte institu-
tionalisiert und stärker gefördert werden. Ein leistungsfähiger Markt für
Wagniskapital wird gebraucht. Der internationalen Privatisierung ist Vorrang
einzuräumen: Mancher westdeutsche Investor hat ostdeutsche Unternehmen
zum Aufbau eines Vertriebssystems erworben, zum Erwerb staatlicher
Lizenzen wie Zuckerquoten bei den Zuckerfabriken, wegen vorliegender
Standortgenehmigungen bei den Zementwerken und bei der Chemie, wegen
der Leitungsnetze und dem Gebietsmonopol der Elektrizitätsversorger und
als verlängerte Werkbank, die das Produktionsprogramm arrondiert. Wenn
ein ausländischer Investor zugreift, wird er in aller Regel nicht nur für den
ostdeutschen Markt produzieren, sondern auch für Westdeutschland, Europa
und den Weltmarkt. Der Wettbewerb um die zu privatisierenden Unter-
nehmen wird intensiviert, und die westdeutschen Unternehmen werden bei
der Privatisierung kräftig mitbieten.

Die Privatisierung der fünf Millionen Mietwohnungen in den neuen Bundes-
ländern, vorrangig an Einzelpersonen, ist eine wichtige Zukunftsaufgabe.
Einmal würden damit die Menschen gegen einen geringen Preis, der nach
Wohnungsqualität gestaffelt sein sollte, privates Eigentum erhalten. Zum
anderen würde den Gemeinden, in deren Eigentum sich die Wohnungen
direkt oder indirekt über Genossenschaften befinden, eine erhebliche finan-
zielle Belastung genommen, da sie den Fehlbedarf zwischen Ausgaben für
die Wohnungen und den Mieteinnahmen tragen. Wenn einmal die politische
Forderung virulent werden sollte, daß der Staat die Modernisierung der
Wohnungen zu finanzieren hat, würden diese Subventionen massiv ansteigen.
Der Finanzbedarf würde letztlich beim Bund landen.
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Die Lohnpolitik ist ein Risikobereich

Derzeit gilt bis Ende 1993 ein Moratorium für die Zinszahlungen auf die
Althypotheken in Höhe von 50 Milliarden DM. Bei der Privatisierung müßte
ein großer Teil dieser Altschulden wohl vom Bund übernommen werden, um
auf diese Weise den Kommunen einen Anreiz zur Privatisierung zu geben.

Eine Privatisierung der Wohnungen würde den Baumarkt stimulieren, am
Wohnungsmarkt generell die richtigen Knappheitspreise in der Zukunft
signalisieren und auch zu einer Revision verzerrter Preise auf anderen
Märkten zwingen, etwa auf dem Markt für Wärmeleistungen, wo die alten
Kraftwerke überhöhte Preise verlangen. Fachleute schätzen, daß trotz erheb-
licher technischer Mängel - etwa der Plattenbauweise bei vielen Neubauten -
60 bis 70 Prozent des Wohnungsbestandes in die Hand von Privatpersonen

gegeben werden können.

Eine Integration verändert immer die wirtschaftlichen Bedingungen in den
integrierten Teilen. Die neuen Bundesländer müssen sich dem internationa-
len Wettbewerb stellen - aber auch in den alten Bundesländern müssen
wirtschaftspolitische Maßnahmen und institutionelle Regelungen, die in das
vereinigte Deutschland nicht mehr passen, "abgewickelt" werden. Die ̂ Sub-
ventionen für westdeutsche Sektoren wie dieKoldekonkurrierenJetz|,mit
delirTmänzmuteTiC^fiirrur^

Auch stellt sich die Frage, inwieweit die institutionellen Regelungen, die für
die hochentwickelte und reiche alte Bundesrepublik konzipiert wurden, auf
eine Volkswirtschaft im Übergang von der Planwirtschaft zur Marktwirt-
schaft angewandt werden können. Die Anreizwirkungen dieser Regelungen
können den Transformationsprozeß erheblich behindern. So schützt Para-
graph 613a des Bürgerlichen Gesetzbuches die Arbeitnehmer beim Verkauf
einer Unternehmung, da der neue Eigentümer die bestehenden Arbeitsver-
träge übernehmen muß. Für die Privatisierung der alten Staatsunternehmen
ist diese Regelung aber nicht sinnvoll. Ein anderes Beispiel sind die Geneh-
migungszeiten für größere Infrastrukturprojekte im Verkehrsbereich.

Neuere Überlegungen zu einer flexibleren Gestaltung der deutschen Wirt-
schaft - vom Ladenschluß über die Bedingungen zur Eröffnung eines Hand-
werksbetriebes bis zu Durchleitungsrechten bei Energie und dem privaten
Angebot an Telekom-Leistungen - sind nicht zum Zug gekommen. Mitt-
lerweile hört man in den neuen Bundesländern die Meinung, daß eine
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private Telefongesellschaft, etwa ein internationales Konsortium, das Tele-
fonnetz schneller aufgebaut hätte. Innovativere institutionelle Regelungen
hätten den Bürgern in den neuen Bundesländern den Übergang erleichtert;
die deutsche Politik hat die Chance nicht genutzt, das gesamte Land in-
stitutionell flexibler zu machen.

Eine Reihe von zukünftigen Aufgaben wird erst sichtbar, wenn man mögli-
che Risiken ,der_de.utschen Wirtschaftsrjolitik für die nächsten Jahre in
Betracht zieht.

Ein Risikobereich ist die Lohnpolitik. Die Löhne in den neuen Bundes-
ländern - mit 60 Prozent des westdeutschen Niveaus bei 30 Prozent der
Produktivität - sind mittlerweile ein Datum. Die Lage am ostdeutschen
Arbeitsmarkt würde erleichtert, und die Arbeitslosigkeit würde verringert,
wenn die Lohnbildung in den neuen Bundesländern stärker an der Produkti-
vität des einzelnen Arbeitnehmers und damit an den Knappheitsverhältnissen
am Arbeitsmarkt orientiert würde. In Ost-Berlin ist Arbeit ähnlich knapp wie
in West-Berlin, da die Arbeitsmärkte integriert sind. Dies gilt aber nicht für
Görlitz oder Guben. Ein Risiko der Lohnpolitik für das vereinte Deutschland
liegt darin, daß die Tarifpolitik nicht zur Kenntnis nimmt, daß Deutschland
insgesamt mehr Arbeit zur Verfügung hat. Dies gilt zumindest, bis der
Kapitalmangel durch kräftige Investitionen in den neuen Bundesländern
beseitigt ist. DiejJoJitischeFordjtfmgjia^!^^
^euen Bundesländer^ ist sicherlich das größte Risiko für die deutsche Wirt-
schaftspolitik. Eine solche Strukturpolitik

zu schützen,.abex,.auch»,für-neue^
Industrien. Wenn es richtig ist, daß die alten UnterhehmejL^derJPlanwjrt-
schaft zu einem überwiegenden Teil ineffi^ejU_sindjSokönnen diese_Unter-
nehmen nicht aufTähgefe"Zeirsubventioniert werdep. Eine fytodernisierungs-
chance für die neuen Bundesllnderl^fürde nicht genutzt. Die Konsequenz
wäre ein Faß on"£_Jagden, uncl_.der .Finanzbedarf für die StrukturgoHtHr~

^ Jahre dominieren. Es güt^den
^ ZU entkqprgeln.

Eine Konservierung der alten
planwrts^af^rj^rZeifjnJfortsetzen. Aber auch eine Strukturpolitik für
neue Sektoren - eine Industrialisierungspolitik, ein industriepoIitisches~Koh-
zept für~0stdeutschland oder eine strategische Handelspolitik für den ost-
deutschen Standort - wäre ejnJRisj.ko,Ada^staatliche Stellen keine Informatio-

60



nen darüber haben, welche Wirtschaftszweige in Zukunft wettbewerbsfähig
sein werden. "" ™" = — ~ —"————_ — _

Das Risiko der Strukturpolitik mit ihren Implikationen für die Finanzpolitik
zeigt sichii^eTRolleTSiirder Treuhandanstalt zugewiesen wird. Hier wird
besonders bei den Großfällen die Fofderühg erhoben,„die .Treuhand^solle,
zuerst sanieren, dann_pr_^SisiQjen, und_sie_soUe b^steJ^ende_JJntern^hmen
grundsätzlich weiter am Leben erhalteärDieiÄnpassung an die neuen Bedin-
gungen. heißt«füxldieaiUnternehmen, ein Konzept zu finden, nach dem sie/o~x,
lebensfähig sein werden/ Ein solches Konzept wira von einem privatenv—
Investor entwick'eÜ^der die Mittel für Investitionen^ hur "Mfr^ingf7wenn"3ie O/
produzierten Güfer=*änr~Märk't'tEffölg HäBen'ünd'zü einer hinfeichenden /
ReTidite^füHrenTDie'Tfeuhänd'känn nicht wissen, was ein ^ ' ^ y
Investor mit einem Betrieb an fangen^wU^j i e in j i ß i s d j^^^^^^
der Privatisierung sehen. ^

Aus der Gestaltung der Wirtschaftspolitik wissen wir, daß wirtschaftspoliti-
sche Problembereiche, die Erfüllung wirtschaftspolitischer Ziele und die dazu
notwendigen Instrumente in aller Regel eindeutig spezifischen Entschei-
dungsträgern zugeordnet werden. Die Bundesbank ist für die Preisniveausta-
bilität verantwortlich und verfügt dazu über ein entsprechendes geldpoliti-
sches Instrumentarium. Die Finanzpolitik ist für die Bereitstellung öffentli-
cher Güter und deren Finanzierung sowie die Konjunkturstabilisierung
zuständig; den Tarifparteien ist die Lohnpolitik zu übertragen. Die Treuhand
sollte also nicht mit einer Vielzahl von Zielen überladen werden; ihre Rolle
sollte_die Privatisierjung sein. ^«~«*«««*--»»lto

In den^ nächsten Monaten wird es eine schwierige Aufgabe der Treuhand
sein zu entscheiden,_welche Untemelimenjtil!zül^^
cfie Test ist, ob eine Unternehmung einen Käufer findet Dabei müssen die
AHlasten.und die Altkredite von derTreu^ajid_übe^onnnej^wAerden,junjd^es
lautet die FragerKafüT°3ie^K^mBination der in einer Unternehmung gebun-
~deneCPlSuktiqnsfaktorj;n.^dietqualifiziertFn~^^itj^hrn^
und organisatorische-Wissen, jder^Standort^ejne^ Investitign^anziehen? Hat
eirüTsolche Investition einen positiven Kapitalwert?

Die deutsche Vereinigung hat beachtliche finanzpolitische Risiken aufgewor-
fen. In diesem Jahr wird der Transfer in die neuen Bundesländer auf 120
Milliarden DM veranschlagt. Das gesamtstaatliche Budgetdefizit für Bund,
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Länder, Gemeinden, Sozialversicherung und Nebenhaushalte beträgt 150
Milliarden DM, das sind 5,5 Prozent des Bruttosozialprodukts.

Sparsamkeit durch Begrenzung des Zuwachses

Würden.diese.Mittel.inyestiy verwendet..etwa.zum Aufbau der Infrastruktur,

würden wie bef jedem Investitionsprojekt Erträge in der Zukunft gegenüber-
stehen. Bei einer vorwiegend konsumtiven Verwendung der Finanztransfers
tritt diese positive Auswirkung aber nicht auf. Hinzu kommt, daß der Spiel-
raum der Finanzpolitik in der Zukunft nicht zuletzt wegen der Zinszahlung
von rund 90 Milliarden DM auf eine staatliche Gesamtverschuldung von 1,2
Billionen DM (1991) eingeschränkt wird. Der eingeengte staatliche Bewe-
gungsspielraum würde sich besonders bemerkbar machen, wenn die Zukunft
bisher nicht absehbare Ungewißheiten bereit hält, die verstärkte staatliche
Ausgaben erforderlich machen.

Ferner ist zu berücksichtigen, daß eine Finanzierung des Defizits^über
Anjeihen durch den_Zinsgffekt^privateinvestitionen in Westdeutschland
verdrängt. Damit kann die Steuerbasis verringert_werde"n?^Will'Trräh diese~
finanzpolitischen Risiken vermeiden, so stellen sich die folgenden Aufgaben:

Die konsumtive Verwendung der Transfers ist zugunsten einer investiven
Verwendung zu verringern. Ejrrwjchtiger Aspekt ist dabei, die-."causa"
der-konsumtiven=Transfers einzuschränken,-nämlich„eine.Strakturerhal-
tungspolitik.

Zukünftige Belastungen für die Haushalte des Bundes und der Länder
resultieren aus den Nebenhaushalten, wie etwa dem Haushalt der Treu-
hand und dem Kreditabwicklungsfonds. Die Ifflpjikationenjler Neben-
haushalte, etwa der auf den 31. März 1991 verschobenen DM-Eröff-
nungsbilanz für die Treuhand insgesamt, sind bei der Finanzpjanung zu
berücksichtigen.

Die Staatsausgaben^sind-zuJcürzen. Dabei stehen die Subventionen in
Westdeutschland, 130 Milliarden DM, zur Disposition; die Politiker sind
aufgefordert, die bisherigen Ausgaben kritisch zu überprüfen.
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Die politisch einfachste Form^ der_Ausgabenkürzung istjdie Begrenzung
des Zuwachses. Der Bund begrenzt seinen Ausgabenzuwachs für 1992
aut drei Prozent. Ungelöst ist, wie die alten Bundesländer und ihre
Gemeinden in eine ähnliche Disziplin eingebunden werden können.

Die private Finanzierung, öffenÜlchex^Aufgaben wäre ein wichtiger
Schritt zur Entlastung des staatlichen Budgets. Wie bei Flughäfen bereits
praktiziert, ergeben sich hier zahlreiche Möglichkeiten, vom Klärwerk bis
zur Privatisierung kommunaler Regiebetriebe, von der Trennung von
Netz- und Betreibergesellschaften bis zur privaten Telefongesellschaft.

Eine Steuerreform für den Standortwettbewerb

Die Preisniveaustabilität, aber auch die Beschäftigungssituation werden
entscheidend vom Zusammenspiel dreier Politikbereiche beeinflußt, der
Finanzpolitik, der Geldpolitik und der Lohnpolitik. Hier zeichnet sich für die
deutsche Wirtschaftspolitik ein Zielkonflikt zwischen expansiver Fiskalpolitik
und restriktiver Geldpolitik ab, der durch die Lohnpolitik verschärft wird.
Diese mögliche Kollision kann sich in einer offenen Volkswirtschaft zuspit-
zen. Obwohl die deutsche Vereinigung als positiver Angebotsschock eigent-
lich eine Aufwertung der DM mit sich bringen sollte, kann eine Abwertung
nicht^ausgeschlossen^ werden, wenn sich auf dem internationalen Kapital-
märkten die Meinung durchsetzt, die Deutschen könnten ihre Schulaufgaben
nicht machen.

Die JJrsachenkette diesej_Szenarios_lautet dann: staatliche Strukturpolitik,
tohejikhtmyestiyjLTran^^^^
sen - oder,hohe Steuern, jfremsung der Konjunktur im -Wesjteji^Abwextung
der _PM,„damit> ungünstigere Preise'beiTden Importgütern jmd gleichzeitig
d^N^twendjgkeitJhoher_.Zinsen, .um..Kapital_für denj\ufbau in den neuen"
Bundesländern anzulocken. Die Folge wäre eine Einengujng^des-SpielEaurnj^
der Geldpolitik - erschwert von der Lohnseite, die trotz eines reichlicheren
Angebots an Arbeit in Deutschland hohe Lohnzuwächse durchsetzt. Hier
liegen makroökonomische Grenzen des Finanztransfers in die neuen Bundes-
länder - und beachtliche Risiken.

Die Rjsjken-der deutschen Wirtschaftspolitik lassen sich nicht unabhängig
jon den_Ereignissenjn Ostejiropa^abschätzen. Die Auswirkung reicht von
der möglichen Zuwanderung und den damit verbundenen Kosten der Bereit-
stellung von Infrastruktur über nicht auszuschließende politischejlnstabilitä-
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tgn bis zu den Wse^j.eJkjy^eJfekctenj^u^ieJDM .b^EoHtischen Ereignissen
in_Osteuropa - die sieben Pfennig weniger pro Dollar am 19. August* 1991
sind in bester Erinnerung. Die deutsche Politik muß also darauf hinarbeiten,
diese Risiken zu begrenzen. Ein wichtiger Weg hierzu ist, die osteuropäi-
schen Länder handelsmäßig in die Europäische Gemeinschaft zu integrieren,
insbesondere den Protektionismus gegenüber Osteuropa, etwa im Agrarbe-
reich, aufzugeben.

Die deutsche Wirtschaftspolitik darf auch nicht aus dem Auge verlieren, daß
die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft international permanent
auf dem Prüfstand steht. Komparative Preisvorteile von Ländern - die Stand-
ortgunst - bleiben nicht in der Zeit stehen, neue Anbieter treten auf dem
Weltmarkt auf, Produktionen wandern von dem nicht innovierenden Land
weg. Die einmal erworbene Wettbewerbsfähigkeit muß im internationalen

d b ^
die ein Drittel ihres Sozialprodukts exportiert (Japan nur ein Achtel, Ver-
einigte Staaten ein Zwölftel) und zugleich stark rohstoff- und energieabhän-
gig ist, wird von außenwirtschaftlichen Veränderungen intensiv betroffen.
Dies ist der Hintergrund, vor dem eine Unternehmenssteuerreform zu
beurteilen ist.

In der Umbruchsituation der deutschen Vereinigung sieht sich die deutsche
Wirtschaftspolitik besonderen Risiken gegenüber. Der Gxundtatbestand^aber
ist, daß die ngujaLJ^jnde^ländjsyüne m
chance bieten. Signalisiert wird dies durch einen möglichen Sprung im
Bruttosozialprodukt der neuen Bundesländer, das für die zweite Hälfte 1990
vom Statistischen Bundesamt mit 8,3 Prozent des westdeutschen Niveaus
errechnet wurde, auf ein Niveau von 26 Prozent (gemäß dem Bevölkerungs-
anteil) - eine Niveauveränderung um 450 Milliarden DM. Dies kennzeichnet
den positiven Angebotsschock, der aus der deutschen Integration erwachsen
kann. Wennjneue^iahrgänge.yonJCapitalgütern in Ostdeutschland.installier.t
werden, können die neuen BuAdesländer^^sogar ein Produktivitätsniveau
erreichen^ darüber dem westdeutschen liegt. Diese Zükunftschance ist den
Risiken gegenübefzWfeUenS

Erstveröffentlichung in der FAZ vom 14.9.1991. Die Veröffentlichung an dieser Stelle erfolgt
mit freundlicher Genehmigung des Autors und der FAZ.
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